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/)sé  ein ncticz i^cwczkschaftsknzs nu czwazicn?

Eine geistige — keine m aditpolitisdie Niederlage

M an kann versudien, die A ntwort 
auf diese Frage aus dem V er

lauf des Berliner Kongresses des 
DGB. herauszulesen. Doch geben 
die Reden der Delegierten keine 
eindeutige Auskunft über die Mo
tive, die dazu geführt haben, daß 
anstelle von Christian Fette W al
ter Freitag zum 1. Vorsitzenden 
des DGB. gewählt worden ist. Audi 
sagen die M otive der W ahl natür
lidi nur begrenzt etwas darüber 
aus, wie der künftige Kurs aus
sehen wird. Immerhin nützt es 
vielleidit ein wenig, sidi die 
w esentlidisten Punkte der Kritik 
ins Gedäditnis zurückzurufen, die 
die bisherige Politik des DGB.- 
Vorstandes bei den Kongreß-Dele- 
gierten gefunden- hat.

K a m p f um  die Betriebsverfassung
Diese Kritik richtete sidi gegen 

die Führung des Kampfes um das Be
triebsverfassungsgesetz. Man warf 
ihr vor, den Kampf vorzeitig abge- 
brodien und dadurch eine Nieder
lage versdiuldet zu haben. Einige 
Delegierte w aren der Meinung, 
man hätte dann besser getan, den 
Kampf erst gar nidit zu beginnen. 
Es w ar nidit sehr gesdiidst, wenn 
Christian Fette sich mit dem Hin
weis zu verteidigen suchte, er habe 
den Kampf w eiter führen wollen, 
sei aber im Bundesausscfauß über
stimmt worden. Das w ar kein im
ponierendes Argument. Zudem gab 
es der Kritik in einem Umfange 
recht, der den tatsädilichen V er
hältnissen nicht entsprach. Ob die 
Form des Gewerkschaftskampfes 
um das Betriebsverfassungsgesetz 
richtig oder falsch war, darüber 
kann man streiten, und darüber 
wird wahrscheinlich auch in ge
werkschaftlichen Kreisen keine ein
heitliche Meinung zu erzielen sein.

Das eigentliche Versagen der 
Gewerkschaftsführung lag an ganz

anderer Stelle, und die Reden der 
Vorstandsm itglieder auf dem Kon
greß hinterließen den Eindruck, 
daß sie ihren eigentlichen Fehler 
auch nachträglich nicht erkannt hat
ten. Das Versagen bestand — so 
erscheint es dem Außenstehen
den — darin, daß der Kampf selbst 
wie seine Beendigung nicht durch 
eine ausreichende Aufklärung und 
Information der Gewerkschafts
mitglieder und der unteren Funktio
näre vorbereitet und begleitet war. 
So machte die Masse mehr aus 
Disziplin als aus wirklicher Über
zeugung mit. Aus den Reden der 
Delegierten ging jedenfalls deutlich 
hervor, daß man sich ungenügend 
informiert fühlte, wenn sich auch 
die Kritik nicht gegen die man
gelnde Aufklärung, sondern die 
als unklar empfundene Gewerk
schaftspolitik richtete.

W irtschafisdemokratisches Denken

Bezeichnend für die Grundstim
mung, die heute unter Funktio
nären der deutschen Gewerkschaften 
vorherrschend ist, war: worin man 
die eigentliche N iederlage erblickte. 
Sie lag für die meisten Delegierten 
darin, daß die Gewerksdiaften 
nicht in der Lage gewesen waren, 
ihren W illen im Betriebsverfas
sungsgesetz durchzusetzen. Nur 
sehr wenige Stimmen wurden laut, 
die gerade dies nicht weiter tra
gisch nahmen und die richtige Ein
sicht hatten, es gehöre nun einmal

zur demokratischen Lebensform ei
ner Gemeinschaft, daß nicht jede 
Gruppe jederzeit ihren W illen 
durchsetzen kann. Die meisten je 
doch schienen nicht zu erkennen, 
daß die wirkliche Niederlage eine 
geistige und keine machtpolitische 
gewesen w ar und daß diese gei
stige Niederlage auf der bisher un
genügenden Überzeugungskraft des 
wirtsdiaftsdemokratischen : Gedan
kens Innerhalb und außerhalb der 
Gewerkschaften beruhte.

Der starke M ann?
Daraus lassen sich nun einige 

Schlußfolgerungen für die Beant
wortung unserer Frage ziehen. Daß 
in W alter Freitag der „starke 
M ann“ gewählt wurde, bedeutet 
nur dann eine wesentliche Ände
rung des Kurses, wenn die DGB.- 
Führung die Fehler, die in quanti
tativer und qualitativer Hinsicht 
auf dem Gebiet der öffentlichen In
formation gemacht worden sind, 
künftig zu verm eiden versteht. Das 
bleibt abzuwarten.

In einer Hinsicht wird eine stär
kere Hand auf jeden Fall von N ut
zen sein. Die Organisation der deut
schen Gewerkschaft mit ihrer gro
ßen Selbständigkeit der einzelnen 
Industriegewerkschaften macht es 
dem DGB. nur dann möglich, eine 
einheitliche Führung durchzusetzen, 
wenn eine starke Persönlichkeit an 
seiner Spitze steht. Es ist zu ver
muten, daß W alter Freitag, der 
Mann sein wird, dieses Dilemma 
zu lösen. (P. P.)

Parteipolitik und Gewerkschaftspolitik
H a n s  Böckler starb, als die Ge
werkschaften wieder aufgebaut 
w aren und nach der W ährungs
reform mit dem allgemeinen W irt
schaftsaufstieg auch steigende 
Reallöhne verbunden waren.

Sein N adifolger Christian Fette 
stand anderen Schwierigkeiten

gegenüber; Die Restauration des 
Großbesitzes befestigte sich. Nach 
1945 hatte die Gewerkschaftsfüh
rung das Großunternehmertum für 
den Zusammenbruch der W ejm arer 
Republik und die Finanzierung 
Hitlers verantwortlich gemacht. Die 
Schlußfolgerung hieraus w ar die

1952/X I 663



Forderung nach gleichbereditigter 
Mitbestimmung der Arbeitnehm er 
in der W irtschaft (was nicht heißt, 
daß es nicht auch andere Be
gründungen für diese Forderung 
gäbe). Diesem Lieblingskind zuliebe 
opferte man manchen Lohnkampf.

Ausflug in  die hohe Politik
Fette und mit ihm der größte Teil 

der Gewerkschaftsführung hoffte 
dieses Ziel offenbar durch Verhand
lung mit der Regierung zu er
reichen. Er versuchte mehrmals, 
seine Stimme für die Außenpolitik 
der Regierung zu erheben — für 
Schuman - Plan und W ehrbeitrag 
— offenbar um G utw etter für 
seine Gewerkschaftsziele zu ma
chen. Aber damit setzte er sich 
zwischen alle Stühle: Die Masse 
der aktiven Gewerkschaftsmit
glieder und' -funktionäre sind So
zialdem okraten und mißtrauisch 
gegen Anbiederungsversuche, die 
mit der Parteipolitik kollidieren.

Kurt Schumacher griff nur ein
mal in die Gewerkschaftspolitik 
ein, indem er auf einer SPD.-Be- 
triebsfunktionärskonferenz, die aus 
ganz W estdeutschland beschickt 
war, seine Politik gegen den Schu- 
m anplan darlegte. Hier zeigte sich, 
w er das V ertrauen in den Betrieben 
hatte. Er erhielt ein einmütiges 
Vertrauensvotum . Der Ausflug der 
Gewerkschaftsführung in die hohe 
Politik w ar damit gescheitert. Denn 
auch für A denauer w ar ihre Zu
stimmung nun wertlos geworden.

Es blieb nur ein Wechsel des 
Themas oder der Gewerkschafts
kampf um das Mitbestimmungs
recht, d. h. der Streik.

Ein negatives S treikziel
Nur eiimial, 1920, ist ein großer 

politischer Streik gelungen; gegen 
den Kapp-Putsch. Es galt damals, 
die Rückkehr eines verhaßten 
Systems zu verhindern. Aber auch 
damals wußte die Führung nicht 
den Sieg zu organisieren. Man ließ 
die damalige Regierung im Amt, 
ohne den errungenen Sieg zu 
sichern. In diesem Sommer schien 
die Aufgabe noch schwerer: Etwas 
neues, nicht in Lohnerhöhung Aus- 
drückbares sollte durch den Streik 
erreicht werden, d. h. durch den 
entbehrungsreichen Einsatz jedes 
einzelnen Arbeiters. Die Zustim
mung der Massen war erstaunlich 
groß. Seit 1945 w aren keine gleich

großen Versammlungen gewesen. 
Man begann mit Teilstreiks, aber 
nicht im Zentrum der W irtschaft an 
Rhein und Ruhr. Und schließlich 
wagte man nicht den großen Schlag 
des Generalstreiks. Man glaubte, 
die Regierung durch die bloßen V or
bereitungen ins Bockshorn jagen zu 
können — und proklam ierte hin ter
her das negative Streikziel: V er
hinderung des Betriebsverfassungs
gesetzes der Regierung Adenauer. 
Aber dieser behielt die Nerven.

K ein neuer K am pfplan

Die Niederlage Fettes auf dem 
Gewerkschaftskongreß in Berlin 
zeigte nicht den vollen V erlust an 
V ertrauen der Arbeiter gegenüber 
der Gewerkscfaaftsführung. Denn

Noch fehlt eine
M a n  hat aus verständlichen G rün
den von Gewerkschaftsseite aus 
vermieden, eine offizielle Erklä
rung darüber abzugeben, ob ein 
neuer Kurs in der Gewerkschafts
politik eingeschlagen werden soll, 
und es ist zweifellos zu früh, um 
sich als Außenstehender hierüber 
ein Urteil zu bilden. Trotzdem 
scheinen Symptome darauf hinzu
deuten, daß eine grundlegende 
Kursänderung nicht zu erw arten 
sein dürfte. Fette ist schließlich 
nicht am Inhalt der von ihm pro
klam ierten Forderungen geschei
tert, sondern an der Taktik ihrer 
Durchführung. Immerhin sind in 
der Diskussion um die Gewerk
schaftspolitik Fragen aufgetaucht, 
die an eine grundsätzliche Entschei
dung rühren. W enn wir nicht glau
ben, daß diese ans Grundsätzliche 
rührenden Fragen schon, heute Ein
fluß auf die Öewerkschaftspolitik 
nehmen, so einfach aus dem Grun
de, weil der Gewerkschaftskongreß 
einwandfrei erkennen ließ, daß eine 
feste Vorstellung von einer neuen 
Konzeption nicht vorhanden ist.

K onzentration a u f eigene A u f  gaben
Nach dem Scheitern der bisheri

gen Taktik wird man jedoch an
nehmen können, daß die Gewerk
schaftspolitik sich künftig stärker 
auf die ihr eigenen Aufgaben, näm 
lich die Verbesserung der A rbeits
bedingungen und die Hebung der 
sozialen Stellung des A rbeitneh
mers, konzentrieren wird als bis-

Fette w ar nicht allein verantw ort
lich. Und keiner wußte einen ver
trauenerweckenden neuen Kampf
plan aufzustellen. Als W alter Frei
tag in der Diskussion gesprochen 
hatte, verlor er Sympathien, viel
leicht 80 Stimmen w andten sich von 
ihm ab. So w ar sein Sieg über 
Fette nur schwach.

Freitag wird seinen Kurs weniger 
schwankend ansteuern. Seine Auf
gabe ist, das V ertrauen der Ge
werkschaften in die eigene Kraft 
wiederherzustellen. W enn er sich 
auf Lohnkämpfe konzentriert, die 
auch heute erfolgreich zu führen 
sind, so kann e r  allmählich daran
gehen, weitergesteckte Ziele, Mit
bestimmungsrecht und 40-Stunden- 
Woche, w ieder aufzugreifen. (tz.)

neue Konzeption
her. Sie wird es vermeiden, der 
politischen Linie der Partei, der 
ihre meisten M itglieder angehören, 
Konkurrenz zu machen. Mit der 
Konzentrierung auf die spezifisch 
gewerkschaftlichen Aufgaben wird 
die Gewerkschaftsleitung versu
chen, die Reihen hinter sich wieder 
dichter zu schließen.

Ablösung  
kollektivistischer G edankengänge
Der Gewerksch'aftspolitik steht 

aber eine viel größere Aufgabe be
vor: Die Umformung ihrer auch 
heute noch kollektivistisch orien
tierten Ideologie in eine neue Kon
zeption, die dem Persönlichkeits
w ert innerhalb einer sozialen 
Wirtschaftsgemeinschaft eine stär
kere Bedeutung zuerkennt. Wenn 
auch das Ziel der Vollsozialisie
rung im Gedenken an die öst
lichen Erfahrungen heute nicht 
m ehr als Aushängeschild benutzt 
wird, so bildet es doch noch im 
Unterbewußtsein die Begründung 
für alle kurzfristig aufgestellten 

Gewerkschaftsforderungen. W enn 
die Vollsozialisierung und die ihr 
immanente Kollektivierung des 
Menschen mit einer W irtschafts
ordnung westlicher Kultur für un
vereinbar gehalten wird, so muß 
das klar ausgesprochen und jede 
Zielsetzung darauf abgestimmt 
werden. Die Vergesellschaftung 
verschiedener W irtschaftssektoren 
steht nicht im W iderspruch zu ei
ner marktwirtschaftlichen Ordnung.
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Man muß sidi nur darüber klar 
sein, w eldie W irtsdiaftssektoren 
einer V ergesellsdiaftung zuneigen, 
in weldxer Form eine soldie V er
gesellsdiaftung durdizuführen ist 
und wie die vergesellsdiafteten 
Sektoren in die Gesamtwirtsdiaft 
eingebaut w erden können, ohne 
daß die w irtsdiaftlidie V italität ge
lähmt wird.

Stärkung der Persönlichkeit
V ergesellsdiaftung braudit nidit 

mit Bürokratisierung und Funk- 
tionärswirtsdiaft gleidigesetzt zu 
werden. A udi unternehm erisdie 
Betriebsformen unterliegen, wenn 
sie eine gewisse Größe erreidit 
haben, einem Prozeß der V erge
sellsdiaftung. Es müssen nur W ege 
gefunden werden, die vergesell
sdiafteten Einheiten dynam isdi und 
produktiv zu erhalten. Die Dyna
mik und Leistungsfähigkeit kann 
aber nur durdi die Stärkung der 
Persönlidikeit gew ährleistet w er
den. Es wäre ein sdiw erer Fehler 
anzunehmen, daß der A rbeitneh
m er seiner N atur nadi kollektivi- 
stisdi veranlagt sei. Die Gewerk- 
sdiaftsfunktionäre sollten dodi ein
mal in w irklidi leistungsfähigen 
Betrieben beobaditen, wie jeder 
A rbeiter in seinem W irkungskreis 
nadi V erantwortung strebt und 
seine Persönlidikeit zur Geltung 
bringen will. Er wird sidi sdiwer 
dagegen verwahren, daß in seinem 
engeren W irkungsbereidi ihm Un
erfahrene und Niditzuständige 
dreinreden. N ur die geistige Ab
stumpfung und die Not hat den 
arbeitenden M ensdien für den Kol
lektivismus empfangsbereit ge
madit.

Neue Formen suchen!
Je leistungsfähiger die W irtsdiaft 

ist, um so leiditer wird es der Ge- 
w erksdiaft werden, die in sie ge
setzten Erwartungen zu erfüllen. 
Die Gewerksdiaften müssen eine 
W irtsdiaftsordnung erstreben, in 
der die hödiste Leistungsfähigkeit 
mit den bestmöglidien Lfebens- 
bedingungen des Arbeiters, mit 
weitgehender Sidierung vor w irt
sdiaftlidier Not, mit einer Hebung 
seines sozialen Ansehens und mit 
einer Stärkung seiner Persönlidi- 
keit verbunden ist. Dabei ist es 
erforderlidi, daß der einzelne 

. M ensdi selbst zu einer Eigentums

bildung kommen kann, die ihm 
ein stärkeres Selbstbewußtsein gibt 
und ihn von der Angst um wirt- 
sdiaftlidie Not befreit. Dieses Ziel 
kann aber w eder durdi einen no
minellen Eigentumsanteil des Ar- 

, beiters am Staatskapital nodi durdi 
ein kollektivistisdies Mitbestim
m ungsredit über die W irtsdiafts- 
führung erreid it werden. Man kann 
audi n id it erwarten, daß der Ar

beiter davon überzeugt werden 
kann, die Erfüllung dieser Ziele 
in einer Verwirklidiung der sozi
alen M arktw irtsdiaft neoliberali- 
stisdier Prägung zu sehen. Es müs
sen eben neue Formen gefunden 
werden. Und es w äre sdion viel 
erreidit, wenn die' Gewerksdiafts- 
leitung selbst von der Notwendig
keit neuer Formen durdidrungen 
wäre. (h)

In Nr. 40 der Zeitsdirift „Der 
Volkswirt" ist unter dem Sig

num „h" eine Glosse über „das 
Potential der SPD." veröffentlidit 
worden. W ir wollen keine Mut
maßungen darüber anstellen, weldie 
Hintergründe den Autor zur Ab
fassung dieses Artikels veran
laßt haben könnten. In einem 
Punkte muß aber diesem Artikel 
im Interesse des innerpolitisdien 
Friedens und im Interesse einer 
unabhängigen wissensdiaftlidien 
A rbeit ganz entsdiieden wider- 
sprodien w erden: Ivfit einer gerade
zu souveränen Geste werden Per
sonen und Institutionen durdiein- 
ander geworfen und durdi „Auf- 
dedcung" parteipolitisdier Bindun
gen Organisationen und Institute 
abgestempelt, um deren Arbeit — 
eine andere A bsidit dürfte kaum 
verm utet w erden können — in ei
nem großen Kreis der W irtsdiaft 
zu diffamieren. Man könnte sidi 
audi eine etwas sauberere Methode 
bei dieser politisdien „Aufklärungs
arbeit" vorstellen.

M an müßte einmal ganz klar 
untersudien, ob eine Institution 
von einer politisdien Gruppe aus in 
einer bestimm ten politisdien Ab
sidit gegründet worden ist. Dann 
wird allerdings die Besetzung der 
verantw ortlidien Stellen mit Per- 
sönlidikeiten durdigeführt werden, 
die jener politisdien oder wirt- 
sdiaftspolitisdien Ansdiauung nahe
stehen, damit eine politisdie Aus- 
riditung der von dieser Institution 
erarbeiteten Ergebnisse gewährlei
stet ist. Man kennt diese Institu
tionen, und man wird ihre Arbeits
ergebnisse, die durdiaus auf einem 
redit hohen N iveau stehen können, 
mit dem entspredienden Vorbehalt 
bew erten und beurteilen. Es gibt 
aber daneben audi wissensdiaft-

lidie Institutionen, deren Aufgabe 
es ist, auf Grund des gesammelten 
M aterials nadi anerkannt wissen
schaftlichen M ethoden Aufsdilie- 
ßungsarbeiten zu leisten und For
schungen durdizuführen, die der 
Gesamtheit entweder für die prak
tisdie Arbeit oder für die Urteils
findung dienen sollen. Bei diesen 
Institutionen kommt es ausschließ
lich auf die fachliche Eignung und 
wissenschaftliche Befähigung der 
M itarbeiter und ihrer Leiter an. 
Die parteipolitische Zugehörigkeit' 

.e iner Person spielt hierbei keine 
Rolle und kann gar keine Rolle 
spielen, weil die Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit der M itarbei
ter, die ganz verschiedene w eltan
schauliche Vorstellungen haben, 
eine parteipolitische Ausrichtung 
sowohl hinsichtlich der Aufgaben
stellung wie der Ergebnisse gar 
nicht zulassen. Im Interesse der 
W issensdiaft und der Erhaltung 
der westlichen Kultur überhaupt ist 
es von ganz außerordentlicher Be
deutung, daß die unabhängige Ar
beit solcher Institutionen — unter 
welchem staatspolitischen Regime 
auch immer — gewährleistet und 
sichergestellt wird. Der leichtfer
tige Verfasser des zitierten Bei
trages erweist der westlichen Kul
tu r einen üblen Dienst, wenn er 
diese saubere Unterscheidung außer 
acht läßt und aus einer inner
politischen Sensation heraus seinen 
Lesern suggerieren möchte, daß 
irgendeine bestimmte Partei eben 
in allem ihre Finger drin habe. 
Es ist schon sehr bedauerlich und 
dient keineswegs dem wirtschaft
lichen und sozialen Fortschritt, 
wenn auf den Gebieten der 
politischen und wirtschaftspoliti
schen Erwägungen alles mit einem 
Pro und Contra abgestempelt und
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in zwei Gegenlager aufgespalten 
wird. Aber aus der wissenschaft
lichen Arbeit muß die Methode 
der parteipolitisdien Abstempelung 
ein für alle Mal herausbleiben.

Unter der Fülle der vom Ver
fasser aufgezählten Organisationen 
und Institute, die „über ihre Leitung 
von der SPD. beeinflußt werden", 
sind auch das Institut für W elt
wirtschaft an der U niversität Kiel 
und das Hamburgisdie W elt-W irt- 
sdiafts-Ardiiv aufgezählt. Beide In
stitutionen betreiben seit Jah r
zehnten korrekte wissenschaftliche 
Arbeit, ohne sich in ihrer Auf
gabenstellung, ihrer Untersuchungs
methode und der Erarbeitung der 
Ergebnisse von parteipolitischen 
Erwägungen beeinflussen zu lassen. 
Es erübrigt sich, etwas weiteres 
darüber zu sagen.

W irem pfehlen dem Verfasser, bei 
der Verfechtung seiner Meinungen 
in Zukunft doch auch sadiliche Er
wägungen mit zu berücksichtigen, 
wie es doch einer angesehenen 
Zeitsdirift wie „Der Volkswirt" 
auch entsprechen dürfte. Der V er
fasser wird vielleidit insofern et
was entlastet, als er seine Aus
führungen fast vollständig den 
„M itteilungen der Gesellschaft für 
neue Staatspolitik e. V .“ (Nr. 3 v.
15. Aug. 1952) entnommen hat, die 
allerdings für ihre Ausführungen 
(die zum Teil falsch sind) keinen 
verantwortlichen Autor benennen. 
Es empfiehlt sich immer wie
der, bei Verwendung von Quellen 
kritisch zu sein. Lothar Berghändler.

Glückwünsche und Wünsche
ohl noch nie ist die W ahl eines USA.-Präsidenten in Europa mit so 

regem Interesse verfolgt und sö stark kommentiert worden wie 
dieses Mal. Es hat bestimmt in Europa große Kreise gegeben, die eine 
W ahl Stevensons lieber gesehen hätten. Eigentlich hätte man jedoch 
über den Ausgang der W ahl nie im Zweifel sein dürfen, wenn man die 
vielen Imponderabilien berücksiditigt hätte, die gerade für die Publicity 
in den USA. eine ausschlaggebende Rolle spielen. Das Gewicht des 
Namens eines so erfolgreichen Heerführers ist groß genug, um seine 
Parteizugehörigkeit nur noch eine untergeordnete Rolle spielen zu lassen.

Gewiß, das Schicksal Europas ist heute eng mit der politischen und 
wirtschaftlichen Haltung der USA. verknüpft. Und diese Verbundenheit 
rechtfertigt auch die besondere Aufmerksamkeit, die man der W ahl des 
USA.-Präsidenten gesdienkt hat. Aber es hätte eigentlich niemand 
konkret sagen können, warum er die W ahl des einen oder des anderen 
Mannes im Interesse der europäischen Zukunft mehr begrüßt hätte. Auch 
in  der W ahlpropaganda haben die asiatischen Fragen eine stärkere Rolle 
gespielt als die europäischen. Die hervorragende Stellung, die die USA. 
in der westlichen W elt einnehmen, verpfUchtet sie, und kein politisdier 
Isolationismus könnte sie dieser Verpflichtungen entheben. Die ent
scheidende Frage ist jedoch, in welcher W eise die USA. diesen Ver
pflichtungen nachzukommen gedenken.

Mit den diplomatischen Glückwünschen, die von Europa in das Weiße 
Haus gelangen, werden auch eine ganze Anzahl diplomatischer W ünsdie 
verbunden sein. Trotz aller Hilfe, die die USA. Europa in den ver
gangenen Jahren gewährt haben, hat sich bei den Regierungen der 
europäischen Länder eine wachsende Unzufriedenheit m it der am erika
nischen Gängelungspolitik eingenistet. Man sollte in den USA. ver
meiden, daß diese Unzufriedenheit sich zu Reibungen verdichtet. Es muß 
im Interesse der USA. liegen, daß Europa stark  wird. Es ist aber ebenso 
wichtig, daß es selbständig bleibt, weil es nur so die moralische Kraft 
authringen kann, auch geistig dem östlichen Druck zu widerstehen. Eine 
lebensfähige Selbständigkeit Europas ist aber nur dann zu erwarten, 
wenn die Integration sidi nicht auf W esteuropa beschränkt. Und dafür 
müssen weltpolitisch die Voraussetzungen geschaffen werden. Und die 
Sdiaffung dieser weltpolitischen Voraussetzungen ist Aufgabe der USA.

Es wird sdion seit langem damit gerechnet, daß die von den USA. 
gewährten Finanzhilfen nicht mehr im gleichen Umfang den europäischen 
S taaten zugute kommen werden. Es bieten sich jetzt dafür dringendere 
Ziele. Aber gerade für die europäisdien Länder können die USA. w irt
schaftlich viel mehr tun, als das durch Finanzhilfen überhaupt möglidi 
sein kann. Als Verfechter des W elthandels müssen sie sich audi über 
die Verpflichtungen klar sein, die ihnen ihre wirtschaftliche V orrang
stellung auf erlegt. Die USA. dürfen ihre M ärkte nicht aus protektio
nistischen Erwägungen heraus in so starkem  Maße abschließen, wie es 
heute der Fall ist. V ielleidit könnte gerade ein Präsident, der keiner 
wirtschaftlichen Interessengruppe angehört, einen Einfluß auf die Handels- 

. politik der USA. in diesem Sinne ausüben. (sk)

Dr. Burkhardt Röper, z. Zt. Cambridge, Mass.

Dollardrive und der Protektionismus in den USA.

Bei Gesprächen über den „Dollar 
Drive" wird man nicht selten 

an das Gleichnis vom Splitter im 
Auge des anderen und dem Balken 
im eigenen erinnert. Die einen 
sehen Europas mangelnde Produk
tivitätssteigerung, geringe Export
bereitschaft, Preisüberforderungen, 
usw.; sie weisen auf eine theore
tisch einwandfreie Statistik hin, die 
zeigt, daß der prozentuale Anteil 
der Importzölle an dem Gesamt
w ert zollpflichtiger W aren von 
53 »/o im Jahre 1931 auf 37 »/o im 
Jahre 1939 und gegenwärtig rund

14 Vo gesunken ist. Die anderen 
sehen nur hohe Zollmauern und 
andere schwer übersteigbare Han
delshemmnisse, die den Zugang 
zum größten M arkt der W elt mit 
seinem attraktiven Preisniveau und 
seiner heiß begehrten W ährung 
übermäßig behindern. Die ange
führte Statistik halten sie für hödist 
anfechtbar, weil trotz aller Ermäßi
gungen viele Zölle noch immer für 
Importe aus Europa prohibitiv w ir
ken, weil die Ermäßigungen viel
fach höchst uninteressante Positio
nen betrafen und weil die optische

W irkung eines partiellen Zollab
baues eines Hodischutzzollandes 
übergroß ist. ,

Ohne diskutieren zu wollen, wer 
den Splitter und w er den Balken 
im Auge trägt, wollen wir die 
Frage der Berechtigung des US.- 
Protektionismus überprüfen. Dieser 
ist und bleibt eine T atsadie trotz 
aller Bemühungen einsichtiger Poli
tiker und Gesdiäftsleute und vieler 
erm unternder Reden. Er bleibt eine 
Tatsache, obgleich das Schlagwort 
„trade or aid" oft genug wiederholt 
wurde, obgleich 35 Mrd. $ in den
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